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LAURENZ   MEYER: 

Herbstaktion startet 
_ni 22. September hat sich 

^,e Wiederwahl von Rot- 
^rün zum ersten Mal ge- 
ehrt. Einen Monat später, 
** 22. Oktober, ist der ers- 
e Jahrestag der Vereidi- 

gUng der zweiten Regie- 
J^g Schröder. Anlass, Bi- 
anz zu ziehen. 

Ein Jahr nach der Bun- 
destagswahl steht fest: Rot- 
Grün ist das größte Hinder- 
nis für den wirtschaftlichen 
Aufschwung in Deutsch- 
land. Gerade diejenigen, die 
der Koalition noch eine 
zweite Chance gaben, spü- 
ren, Fortsetzung Seite 3 
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VERANSTALTUNG 

Quo vadis, 
Deutschland? 

Selten gab es eine Frage, 
auf die die Menschen in un- 
serem Land sehnlicher eine 
Antwort erwartet haben. 

Womit kann Deutsch- 
land in Zukunft sein Geld 
verdienen? 
Welche Wege 
gibt es aus der 
Rezession? 
Wie kann 
Deutschland 
wieder nach 
vorne kommen? Fragen, die 
auf eine schlüssige Antwort 
warten. 

Auf Einladung des Vor- 
sitzenden der Konrad-Ade- 
nauer-Stiftung, Bernhard 
Vogel, wird die Vorsitzende 

der CDU Deutsch- 
lands und der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion, Angela 
Merkel, am Mittwoch, dem 
1. Oktober 2003, anlässlich 
des 13. Jahrestages der 
Deutschen Einheit in einer 
Grundsatzrede zu diesen 
Fragen Stellung nehmen. 

Die Rede wird am 2. Ok" 
tober auf www.cdu.de und 

Konrad 
-Adenauer- 

Stiftung 
im      CDU-Mitgliedernetz 

www.cdunet.de zurn 

Download zur Verfügung 
stehen. Ein Abdruck der 
kompletten Rede im UiDist 

für die Ausgabe Nr. 31 vor- 
gesehen. 

UNION IN DEUTSCHLAND — Informationsdienst der Christlich Demokratischen Union Deutsc • 
lands. Für den Inhalt verantwortlich: Harald Walter, Klingelhöferstr. 8, 10785 Berlin, Telefon 
030-22070-372, e-mail: uid@cdu.de, Verlag: Union Betriebs GmbH. Egermannstraße 2, 5335 
Rheinbach, Tel. 02226-802-0 Jelefax02226-802-l 111333. Vertrieb: Tel. 02226-802-213. e-mail: 
oliver.murmann@ubg-medienzentrum.de. Verlagsleitung: Bernd Profiltlich. Bankverbindung: Spar- 
kasse Bonn. Konto Nr. 7510183 (BLZ 380 500 00), Postbank Köln Nr. 1937 95-504 (BLZ 370100 50h 
Abonnementspreis jährlich 32,00 € Einzelpreis 1,00 €. Abbesteilung schriftlich oder per e-mail "W 
unter Einhaltung einer Frist von 3 Monaten zum Quartalsende. Herstellung: Vereinigte Verlag 

anstalten GmbH, Düsseldorf. 

2 -UID 29/2003 



HERBST-AKTION   „FüNF   JAHRE   ROT-GRüN"1 

Fortsetzung von Seite 1 

dass die Bundesregierung 
unser Land nicht voran- 
bringt. Aufwärts geht es nur 
nüt den Arbeitslosenzahlen, 
Insolvenzen und der Staats- 
verschuldung. Konzepte? 
Fehlanzeige! Bei dieser 
Mehrheit paaren sich feh- 
lende Ideen mit handwerk- 
•'chen Fehlern. 

Kalenderkarte 
-Steuer- und Abgabenlast" 

Die Menschen haben das 
Vertrauen in die jetzige 
Bundesregierung verloren. 
^le müssen es als traurigen 
Höhepunkt empfinden, dass 
Kanzler und Außenminister 
Slch in diesen schwierigen 
leiten mehr mit der eigenen 
^ukunft als mit der unseres 
Landes beschäftigen. 

m dieser Stimmung müs- 
Sen wir deutlich machen: 

le Probleme unseres Lan- 
^es haben einen Namen: 
R°t-Grün. Und es gibt Al- 
ternativen: Die Konzepte 
der CDU. Die CDU muss 
^missverständlich klar ma- 

ALLE 

MATERIALIEN 

ZUR   HERBST- 

AKTION   AUF 

Seite   15-16 

chen, dass sie der Anwalt der 
Bürgerinnen und Bürger ist 
und nicht tatenlos zuschaut, 
wie Rot-Grün unser Land 
ruiniert. 

Anlässlich dieses Da- 
tums hat die CDU-Bun- 
desgeschäftsstelle spezielle 
Werbemittel herausgegeben, 
mit deren Hilfe Sie im Herbst 
vor Ort Aktionen zu „Rot- 
Grün II" durchführen kön- 
nen. Im Mittelpunkt stehen 
sowohl die Fehlleistungen 
der rot-grünen Bundesregie- 
rung als auch die Vorschläge 
der CDU. 

„Es gibt keine Volkswirtschaft, die so viel Geld 
gegen die Arbeitslosigkeit einsetzt wie wir. 
Und keine ist so erfolglos wie wir." 

[Wirtschaftsminister Wolfgang Clement. SPD      5   J3" 
is. August 20031 n ot-Gf ün 

»..,.• I.r «• Hinctll. 

Aktions-Wandzeitungen 

Wir setzen auf unsere in- 
zwischen bewährte Akti- 
onszeitung. Jeder Kreisver- 
band hat bereits 500 Ex- 
emplare kostenlos erhalten. 

Über dieses Kontingent hin- 
aus können zusätzliche Ex- 
emplare sowie neue Bro- 
schüren und ein Kalender, 
der die rot-grüne Steuerlast 
aufgreift, beim IS-Versand- 
zentrum bestellt werden. 

Gerade auch die Verbän- 
de, die in diesem und im 
kommenden Jahr vor Kom- 
munalwahlen stehen, wol- 

Die —VIPIUS 
für mehr Wachstum 
und Arbeit 

nrm 

Folder „10 Punkte PLUS" 

len wir mit diesem Ange- 
bot in ihren Aktivitäten un- 

terstützen, vor 
Ort Flagge zu 

zeigen. 
Ich 

würde 
mich 
freuen, 
wenn 
Sie das 
Ange- 
bot der 
Bundes- 
g e - 
schäfts- 
stelle für 

Ihre Arbeit nutzen und wir 
gemeinsam der Bundesre- 
gierung einen heißen Herbst 
bereiten. 
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LKW-M A UT 

LAURENZ   MEYER: 

Maut-Minister Stolpe versagt 
auch beim Aufbau Ost 

Was immer Minister 
Stolpe anpackt, es geht 
schief. Das gilt für das De- 
bakel um die LKW-Maut 
genauso wie für den Auf- 
bau Ost. 

Der Regierungsbericht 
zum Stand der deutschen 
Einheit macht deutlich: Rot- 
Grün hat auch hier auf 
ganzer Linie versagt. Die 
Schere zwischen Ost und 
West klafft immer weiter 
auseinander, das Wirt- 
schaftswachstum im Osten 
hinkt der Entwicklung in 
Westdeutschland hinterher. 
Seit Jahren liegt die Wirt- 
schaftsleistung pro Kopf 
fast unverändert bei 63 Pro- 
zent des Westniveaus. Zu- 
gleich sind die Investitions- 
ausgaben in den neuen Län- 
dern seit 1995 um fast ein 
Drittel gesunken. 

Konzepte 
der Union 

Chefsache ist der Osten 
für Kanzler Schröder schon 
lange nicht mehr. Dabei lie- 
gen die Konzepte für einen 
Aufschwung Ost schon lan- 
ge auf dem Tisch: Mit geziel- 
tem Abbau von Regulierun- 
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gen und Verwaltungsvor- 
schriften, einfacheren Ge- 
nehmigungsverfahren sowie 
Öffnungsklauseln bei den 
Flächentarifverträgen könn- 
te man die neuen Länder 
wieder attraktiv für interna- 
tionale Investoren machen 
und somit Arbeitsplätze 
schaffen. Über Experimen- 
tierklauseln müssen die Län- 
der in die Lage versetzt wer- 
den, Regelungen zu schaf- 
fen, die von Bundesgesetzen 
abweichen. Zugleich müs- 
sen die Kommunalfinanzen 
dringend neu geregelt wer- 
den. Mit der heutigen Büro- 
kratie wäre auch das Wirt- 
schaftswunder im Westen 
nicht möglich gewesen. 

Dilettantische 
Bundesminister 

Bezeichnend ist, dass der 
Minister für den Aufbau Ost 
nun auch für das Debakel 
bei der Einführung der 
LKW-Maut verantwortlich 
ist. Stolpe war weder in der 
Lage, ein funktionierendes 
Kontrollmanagement auf- 
zubauen, noch die von sei- 
nem Vorgänger Kurt Bode- 
wig dilettantisch ausgehan- 

delten Verträge mit dem Be- 
treiberkonsortium nachzu- 
bessern. Aufgrund der wie" 
derholten Verzögerungen 
des Projekts entstehen dem 
Bund voraussichtlich Ein- 
nahmeverluste von rund 70U 
Millionen Euro,die am Ende 
dem Steuerzahler aufgebür- 
det werden. Vom Image' 
schaden für den Wirt' 
Schaftsstandort Deutsch- 
land ganz zu schweigen- 
Dennoch weigert sich der 
Minister weiterhin, der Öf- 
fentlichkeit einen Einblick 
in die Verträge zu gewähren- 

Stolpe ist mit diesen bei- 
den Aufgaben offenbar 
komplett überfordert. Bun- 
deskanzler Schröder muss 
endlich die Reißleine ziehen 
und seinen Minister in den 
wohlverdienten Ruhestand 
schicken. 

j 



L K W - M A U T 

KLAUS   LIPPOLD,   DIRK   FISCHER: 

Keine Maut ohne Entlastung 
Zum Beschluss des Bun- 
deskabinetts zur strecken- 
bezogenen Lkw-Maut er- 
klärten der stellvertreten- 
de Fraktionsvorsitzende 
und der verkehrspolitische 
* raktionssprecher: 

Wir fordern Bundesver- 
kehrsminister Stolpe auf, 
über den Kampf um sein Amt 
Ur)d die Bemühungen um 
^chadensbegrenzung bei der 
streckenbezogenen Lkw- 
Maut die noch immer nicht 
geleisteten Kernaufgaben 
dieses Projektes nicht aus 
dem Auge zu verlieren. 

Die Union besteht auf ei- 
ner vollen Umsetzung des im 
vermittlungsausschuss ver- 
e'nbarten Maut-Kompro- 
^•sses. Dazu gehören zwin- 
gend • die Harmonisierung 

für das deutsche Trans- 
portgewerbe in Höhe 
von 600 Mio. Euro jähr- 
lich, • die volle 
Zweckbindung der 
Netto-Einnahmen aus 
der Maut für die Ver- 
kehrsinfrastruktur zu- 
sätzlich zum bisherigen Ni- 
veau der Verkehrswegein- 
vestitionen und überwiegend 
für den Straßenbau. 
Das deutsche Transportge- 
werbe darf nicht unter Stol- 
pes Schwäche leiden. Eben- 
so ist ein Einknicken des 
Bundes Verkehrsministers 
gegenüber Finanzministcr 
Eichel zu Lasten der Ver- 
kehrsinfrastruktur nicht ak- 
zeptabel. Nachdem Bundes- 
verkehrsminister Stolpe sich 
bisher  bei   der  Lkw-Maut 

nicht als erfolgreicher Steu- 
ermann, sondern als hilflos 
in den Wellen Treibender ge- 
zeigt hat, muss er jetzt glaub- 
haft machen, wie er das Ziel 
unter den vereinbarten Kon- 
ditionen und zum ohnehin 
verspäteten Starttermin 2. 
November 2003 erreichen 
will. Ansonsten muss er das 
Steuer aus der Hand geben. 

Weiteres inkompetentes 
Agieren und Notlösungen 
wird die Union nicht hin- 
nehmen. 

°s ist unfassbar, mit wel- 
cher Unbedarftheit eine 
hohe Behörde Verträge wie 
°eim Maut-System formu- 
*ßt. Das Ministerium ge- 
bärdet sich als Sammel- 
s'('lle selbstgerechter Büro- 
kraten, die trotz fahrlässi- 
^enVmgangsmitSteuergel- 
de'n kein Unrechtsbewusst- 
Sein quält. Dresdner 

Neueste Nachrichten 

PRESSESTIMMEN 

Auch wenn Stolpe persön- 
lich nicht für alle Pannen 
haftbar gemacht werden 
kann, ein politisches De- 
bakel, das geradezu skan- 
dalös ist, kann nicht ohne 
Folgen bleiben. 
Hannoversche Allgemeine 

Zeitung 

Der neue Chaos-Minister 
heißt Manfred Stolpe, von 

Amts wegen für den Verkehr 
zuständig. Stolpe wird zum 
Stolpe(r)stein dieser Bun- 
desregierung. Die geplante 
Lkw-Maut immer mehr zur 
Lachnummer. 

Schwarzwälder Bote 

Die große Industrienation 
Deutschland ist dabei, sich 
weltweit zu blamieren. 

Mindener Tageblatt 
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REFORMDEBATTE 

VOLKER KAUDER 

Zurück zum ordentlichen parlamen- 
tarischen Beratungsverfahren 

Deutschland steckt nach 
fünf Jahren rot-grüner 
Koalition tief in der Rezes- 
sion, Städten und Gemein- 
den fehlt das Geld für das 
Nötigste, Resignation und 
Lethargie machen sich in 
der Bevölkerung und der 
Wirtschaft breit. Die Ver- 
antwortung für diese deso- 
late wirtschaftliche Lage 
in der das Land steckt, 
trägt zweifellos der Bun- 
deskanzler. 

Die Union ist bereit, ihren 
Beitrag dabei zu leisten, 
Deutschland wieder in die 
richtige Richtung zu brin- 
gen. Dies haben wir bei der 
Gesundheitsreform durch 
vorgezogene Konsensge- 
spräche mit der Regierung 
getan, dies werden wir auch 
bei den anstehenden weite- 
ren Gesetzentwürfen der Re- 
gierung tun. Dabei müssen 
wir aber zu den üblichen und 
vom Grundgesetz vorgese- 
henen parlamentarischen 
Beratungsverfahren zurück- 
kehren. Nur auf diesem Weg 
wird der Gesetzgeber seiner 
Rolle gerecht, das Verfahren 
für den Bürger zumindest 
halbwegs durchschaubar 
und die politischen Verant- 
wortlichkeiten    erkennbar. 

Denn die politischen Ent- 
scheidungen müssen im 
Deutschen Bundestag und 
im Bundesrat, notfalls auch 
im Vermittlungsausschuss, 
fallen. Vorgezogene Kon- 
sensrunden im Kanzleramt 
oder gar in irgendwelchen 
Hinterzimmern sind als Me- 
thode der Gesetzgebungs- 
arbeit ähnlich problema- 
tisch, wie die von der Bun- 
desregierung seit langem 
praktizierte Kommissioni- 
tis, Bündnisse und Runden 
Tische. 

Regierung trägt 
Verantwortung 

Das Prinzip unserer par- 
lamentarischen, repräsenta- 
tiven Demokratie, in dem 
sich die Regel der Koaliti- 
onsregierung herausgebil- 
det hat, verlangt, dass die re- 

gierungstragenden Fraktio- 
nen die Verantwortung für 
die zu beschließenden Ge- 
setze tragen. Im Klartext 
heißt dies, dass SPD und 
GRÜNE im Bundestag klar 
sagen müssen, was sie bei 
den anstehenden Gesetzge- 
bungsvorhaben wollen. Die 
Union wird dann ihre Hal- 
tungen im Bundestag deut- 
lich formulieren und im 
Bundesrat und Vermitt- 
lungsausschuss versuchen, 
die Reformversuche der Re- 
gierung in die richtige Rich- 
tung umzubiegen. Wir müs- 
sen bei der Gesetzgebung 
zurück in die Parlamente, 
den Bundestag, den Bundes- 
rat und in den Vermittlungs- 
ausschuss, sonst beschädi- 
gen wir unsere Demokratie- 
Die Ausnahme bei der Ge- 
sundheitsreform war ledig" 
lieh bedingt durch die dro- 
hende Explosion der Kas- 
senbeiträge, so dass ein 
Schnellverfahren notwen- 
dig geworden war. 

SPD ohne 
einheitliche Linie 

Bis zum Jahresende sol- 
len zehn wichtige Gesetze 
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REFORMDEBATTE 

der Regierung Schröder 
durch die gesetzgebenden 
Körperschaften gebracht 
Werden. Dafür muss zu- 
nächst die rot-grüne Mehr- 
heit bei jeder Abstimmung 
'm Bundestag ihre Mehrheit 
beweisen. Das Problem da- 
bei ist, egal welches Projekt 
Schröder auf die Tagesord- 
nung setzt, ein Teil seiner 
Leute verweigert die Gefolg- 
schaft. Neun SPD-Abgeord- 
nete stimmten in der Fraktion 
§egen den Umbau der Bun- 
desanstalt für Arbeit, 13 Ab- 
geordnete stimmten gegen 
d'e Zusammenlegung von 
Arbeitslosengeld und So- 
2ialhilfe, 17 Abgeordnete 
'ehnten gar die mit uns aus- 
gehandelte Gesundheitsre- 
form ab. Viele dieser Ge- 
setze gehen aus Sicht der 
Union zwar in die richtige 
Achtung, doch müssen sie 
n°ch ganz entscheidend ver- 
bessert werden. 

Absurde Vorwürfe 
an die Union 

Deswegen werden wir im 
Bundestag entsprechende 
Anträge einbringen; Da die- 
Se von den Regierungsfrak- 
'°nen üblicherweise und 

entgegen besserer Einsicht 
abgelehnt werden dürften, 
^erden wir dann im Bun- 

esrat unsere Gegenvorstel- 
Ungen einbringen. Dies ha- 

ben wir auch in der Vergan- 
genheit getan - entgegen im- 
mer wieder aufkommenden 
Vorwürfen: So haben wir in 
dem knappen Jahr seit der 
Bundestagswahl fast 50 Ge- 
setze von unionsgeführten 
Ländern im Bundesrat ein- 
gebracht und im gleichen 
Zeitraum über die CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion elf 
eigene Gesetzentwürfe vor- 
gelegt. Der Union Blocka- 
de-Vorwürfe zu machen, ist 
also absolut absurd. 

Die Union hat Konzepte 
für die drängenden Pro- 
bleme in Deutschland. Und 
im Wettbewerb um die beste 
Lösung hat die CDU damit 
deutlich vorgelegt. Im Ge- 
gensatz zu den Plänen der 
Regierung sind die Unions- 
Konzepte für Arbeitsmarkt, 
Sozialhilfereformen und Ge- 
meindefinanzen weder un- 
ausgegoren noch unfinan- 
zierbar. Zur Arbeitsmarkt- 
reform haben Bayern und 
Niedersachsen Entwürfe zur 
Flexibilisierung des Ar- 
beitsrechts entwickelt: Mit 
einem gelockerten Kündi- 
gungsschutz sollen Neu- 
einstellungen vereinfacht 
werden; auch Ausnahmen 
vom Flächentarifvertrag sind 
vorgesehen. Für die Sozial- 
hilfereform sehen von Hes- 
sen erarbeitete Gesetzent- 
würfe zur Zusammenlegung 
von Arbeitslosenhilfe und 
Sozialhilfe Kürzungen für 

Sozialhilfeempfänger vor, 
die zumutbare Arbeit ableh- 
nen. Bei der Gemeindefi- 
nanzreform entlastet das 
von CDU und CSU vorge- 
legte Sofortprogramm für 
eine bessere Finanzausstat- 
tung der Städte und Gemein- 
den diese umgehend um 6,3 
Mrd. Euro. Mit diesen Kon- 
zepten hat die Union ihre 
Alternativen zur rot-grünen 
Politik der Öffentlichkeit 
gegenüber schon dokumen- 
tiert. Jetzt aber ist die Regie- 
rung im Bundestag am Zug. 

NORDRHEIN-WESTFALEN 

Die CDU in NRW hat 
erstmals in ihrer Geschich- 
te die SPD in der Mitglie- 
derzahl überflügelt. Die 
SPD zählte im August in 
NRW nur noch 184.881 
Genossen, die CDU hatte 
aber 185.530 Mitglieder, 
berichtete die „Welt" 
(19.9). SPD-Generalse- 
kretär Michael Groschek 
bestätigte die Zahlen und 
sagte, die Gründe würden 
vor allem im Protest gegen 
die rot-grüne Politik in Ber- 
lin liegen. Der CDU-Lan- 
deschef Jürgen Rüttgers 
sagte, die historische Über- 
rundung der SPD sei die 
Quittungfürdie ungerechte 
Politik von Bundeskanzler 
Schröder und Ministerprä- 
sident Steinbrück. 

UID 29/2003 • 7 



'AUS   DEN   LäNDERN 

Kommunen können am besten helfen 
Die    Ministerpräsidenten 
Christian Wulff und Ro- 
land Koch haben sich gegen 
die Schaffung einer neuen 
Superbehörde   zur   Ver- 
mittlung von Langzeitar- 
beitslosen ausgesprochen. 

Die   beiden   Mitglieder 
des   Präsidiums  der  CDU 
Deutschlands   übten   nach 
einer ersten  gemeinsamen 
Kabinettssitzung der hessi- 
schen und der niedersächsi- 
schen Landesregierung mas- 
sive Kritik am Gesetzent- 
wurf     von      Bundeswirt- 
schaftsminister    Wolfgang 
Clement und bezeichneten 
ihn als „nicht zustimmungs- 
fähig". „Wenn-wie in Hartz 
IV vorgesehen - die Betreu- 
ung   und   Vermittlung  der 
Langzeitarbeitslosen      der 
Bundesanstalt   für   Arbeit 
(BA) übertragen wird, wird 
eine neue Superbehörde ent- 
stehen, die viel Geld und Per- 
sonal verschlingt, aber keine 
schnelle und effektive Hilfe 
leistet."   Diese  Zuordnung 
sei ein kardinaler Konstruk- 
tionsfehler. Ein solches Bun- 
dessozialamt     werde    ein 
bürokratischer Moloch, weit 
weg von den Menschen und 
entsprechend   unbeweglich 
sein. Zudem konterkariere es 
das Ziel, die Bundesanstalt 
zu verschlanken und dienst- 
leistungsorientiert zu gestal- 
ten. Die beiden Ministerprä- 

sidenten wiesen in die- 
sem Zusammenhang auf 
den von Hessen erar- 
beiteten Entwurf eines 
Existenzgrundlagenge- 
setzes (EGG) hin, der 
sowohl im Bundrat als 
auch im Deutschen Bun- Chi 
destag als Gegenmodell 
zu dem Gesetzentwurf 
„Hartz IV" eingebracht 
wurde. Das EGG (siehe Do- 
kumentation, Innenteil) 
sieht vor, die Betreuung und 
Vermittlung der Langzeitar- 
beitslosen in kommunale 
Hände zu legen. „Von den 
Kommunen kann die Ver- 
mittlung und Betreuung der 
Betroffenen aus einer Hand 
in Vermittlungsagenturen 
am besten gewährleistet 
werden, da sie hier über er- 
hebliches Know-how verfü- 
gen und aufgrund der gege- 
benen Nähe den direkten 
Kontakt zu den Menschen 
haben", betonte Roland 
Koch. 

Auch der Gesetzentwurf 
des Bundes zu Reformen des 
Arbeits- und Tarifrechts fand 
auf der Kabinettssitzung 
keine Zustimmung. Chris- 
tian Wulff sagte, die „Zu- 
betonierung des Arbeits- 
rechts" müsse verhindert 
werden. Notwendig seien 
echte Reformen, um die 
Verkrustungen und Hemm- 
nisse des deutschen Arbeits- 

istian Wulff Roland Koch 

und Tarifrechts zu beseiti- 
gen. Schwerpunkte müssen 
eine Förderung von betrieb- 
lichen Bündnissen für Arbeit 
durch Änderungen des Be- 
triebsverfassungsgesetzes 
und des Tarifvertragsgeset- 
zes ebenso wie die Möglich- 
keit von Einstiegstarifen für 
zuvor Arbeitslose sein. Koch 
und Wulff verwiesen auf die 
aktuellen Gesetzesanträge 

der beiden Länder, sowie 
Bayern und Sachsen, die eine 
Grundlage für die weiteren 
Verhandlungen im Verrnitt- 
lungsausschuss bieten. 

Hessen und Niedersach- 
sen sprachen sich auf ihrer 

gemeinsamen Kabinettssit- 
zung außerdem für eine län- 
derübergreifende Zusam- 
menarbeit der Polizei aus. In1 

Mittelpunkt steht dabei ins- 
besondere die Bekämpfung 
schwerer Straftaten und der 
organisierten Kriminalität- 
wie beispielsweise Schien 
serkriminalität, sowie die 
konsequente Verfolgung 
länderübergreifend tätige 
Intensivtäter. 
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VERMISCHTES 

EVP-ED-FRAKTION 

Euro muss Welt- 
währung werden 

Der Vorsitzende der EVP- 
kD-Fraktion im Europäi- 
schen Parlament, Hans- 
Gert Pöttering, hat das ne- 
gative Votum Schwedens 
"her die Einführung des 
Euro bedauert. 

„Die schwedischen Bür- 
gerinnen und Bürger haben 
nach dem tragischen Tod 
Anna Lindhs in einer schwe- 
ren Situation eine schwie- 
r,ge Entscheidung treffen 
Müssen", erklärte Pöttering. 
Er bedauere, dass die eu- 
ropäische Währung die 
schwedischen Bürgerinnen 
und Bürger nicht von ihren 
vorteilen habe überzeugen 
können. 

Eine wesentliche Ursa- 
che hierfür liege sicher auch 
in der anhaltenden Debatte 

Countdown für 
Preisverleihung 

Am 10. Oktober ist es soweit. 
Die Vorsitzende der CDU 
Deutschlands, Angela Mer- 
kel, wird den 6. Zukunfts- 
Preis der CDU-Sozialaus- 
schüsse erhalten. Die Lauda- 
tio auf die Preisträgerin hält 
Liz Mohn, Aufsichtsratmit- 
güed der Bertelsmann AG. 
2u diesem „Spitzentreffen" 

über die Frage einer Aufwei- 
chung der Stabilitätskrite- 
rien und damit der 
Währungsstabilität. „Die 
Stabilität des Euro, die durch 
die vertraglich verankerten 
Stabilitätskriterien gesichert 
wird, muss oberste Priorität 
der Währungspolitik blei- 
ben", betonte Pöttering. Nur 
so werde man die Menschen 
vom Nutzen der jungen 
Währung überzeugen kön- 
nen. Dabei müssen die Sta- 
bilitätskriterien auch ge- 
genüber politischem Druck 
großer Mitgliedsstaaten ver- 
teidigt werden, für die es 
keine Sonderbehandlung ge- 
ben dürfe. Es sei wichtig, 
dass die Euroländer jetzt auf 
dem Weg der Währungssta- 
bilität weitergingen, und den 
Euro in seiner Rolle als Welt- 
währung bestätigen. Nur so 
werde man die Menschen 
von der neuen Währung 
überzeugen können. 

deutscher Politiker und 
Wirtschaftsführer im Bon- 
ner Bundeshaus werden 
wieder über 800 Gäste er- 
wartet. Der begleitende In- 
novationskongress „Zu- 
kunft Deutschland-Mut zum 
Aufbruch" startet erneut mit 
brisanten Themen und hoch- 
karätigen Diskutanten. Bei 
der Bekanntgabe der dies- 
jährigen Preisträgerin, An- 
gela Merkel, lobte der CDA 

RCDS startet 
neues Magazin 

Die Redaktion des 
UiD freut sich, ein weite- 
res Mitglied in der Zei- 
tungsfamilie rund um die 
Union begrüßen zu dür- 
fen. „Der Campus" heißt 
die neue Kommunikati- 
onsplattform des RCDS, 
die ab September regel- 
mäßig alle zwei Monate 
erscheinen wird. Ziel der 
Initiative ist es, über 
spannende Neuigkeiten 
aus dem RCDS-Bundes- 
vorstand, der Landesver- 
bände und der Hoch- 
schulgruppen zu infor- 
mieren. Die erste Aus- 
gabe mit dem Themen- 
schwerpunkt „EU-Ost- 
erweiterung" ist viel ver- 
sprechend. Ein zweiter 
Blick lohnt sich. 

campus@rcds.de 

Bundesvorsitzende Her- 
mann-Josef Arentz vor al- 
lem die Arbeit der CDU- 
Vorsitzenden bei der pro- 
grammatischen Erneuerung 
der Union: „Für die Bele- 
bung der Grundwertede- 
batte und für den Versuch, 
wirtschaftliche Leistungs- 
fähigkeit, soziale Verant- 
wortung, Flexibilität und Si- 
cherheit in eine neue Balance 
zu bringen." 
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www.cducsu.de in neuem Gewand 
Die neue Homepage der 
CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion zeigt sich nach 
dem Relaunch noch über- 
sichtlicher, bedienungs- 
freundlicher und informa- 
tiver. 

Die CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion hat ihren neuen 
Internetauftritt frei geschal- 
tet. Die Vorteile gegenüber 
der bisherigen Website, die 
seit dem Frühjahr 2001 im 
Netz stand, sind offensicht- 
lich: verbesserte Menü- 
führung, komfortablere Su- 
che, übersichtlichere Prä- 
sentation der Inhalte, grö- 
ßere Nutzerergonomie. Her- 
vorzuheben ist, dass künftig 
jeder Nutzer die Möglich- 
keit hat, Inhalte zu persona- 
lisieren. Das vermeidet lan- 
ges Suchen und bringt allen 
Nutzern einen zusätzlichen 
Mehrwert. 

Die Seite überzeugt 
außerdem durch eine neu 
eingeführte Portalstruktur. 
Dadurch können wesentlich 
mehr Informationen und In- 
halte unmittelbar auf der 
Startseite abgebildet wer- 
den. Das Gesamtangebot 
wird so transparenter und 
das Kommunikationsdesign 
besser. Ein besonderes Fea- 
ture: Die neue Homepage 
bietet erstmals die Möglich- 
keit, Inhalte zu personalisie- 
ren. D.h., die Nutzer können 

Hol-Cinin hat nichts hessui, abe 
fcumpltfleitf • 

! GenerekfcMte wm Bundeahauihat h 
i rc*-flnnen Ragwnxgtpot • 

n AniKKMgirgenvcm 14 Mo 

Glos beklaqt politischen Stillst-im) in 

G«s n der Debatte xum Bot des Bundejkanilers 

auigrgfechenen Haushai v 

I if.hol ist politisch. Ut:lili<:h UIHI jiiirsuiihi.ti 

ein auf ihre individuellen In- 
formationswünsche abge- 
stimmtes Angebot abbilden. 
Insgesamt können die Nut- 
zer Informationen aus acht 
Politikbereichen wählen. Im 
Bereich „Aktuelle Meldun- 
gen" können die Nutzer mit 
einem Klick Informationen, 
wie aktuelle Interviews, 
Schwerpunktthemen „ und 
Beschlüsse der Fraktion, ab- 
rufen. Über eine nutzer- 
freundliche Verlinkung 
werden weitere jeweils pas- 
sende Informationen ange- 
boten. Im zentralen Blick- 
feld präsentiert die Seite den 
„Premium-Content". Das 
sind Inhalte, die von der In- 
ternet-Redaktion der Frak- 
tion besonders aufbereitet 
werden, um einen vertiefen- 
den Einblick in die Arbeit 
der Unionsfraktion zu er- 

möglichen. Wer, Wo, Was ? 
Im neuen Bereich „Aktions- 
felder" findet der Nutzer ak- 
tuelle Hinweise zu Termi- 
nen, Veranstaltungen und 
Events. Durch zahlreiche 
Bilder und grafische Ele- 
mente wird der neue Inter- 
netauftritt optisch anspre- 
chender. Besonders hinzu- 
weisen ist auf die neuen In- 
fografiken, die an verschie- 
denen Stellen im Angebot 
platziert sind. 

Die Suchfunktion wur- 
de verbessert, so dass nun 
auch eine verknüpfte Suche 
mit mehreren Begriffe11 

sowie eine Suche von PDF- 
Dateien möglich ist. D>e 

Suchergebnisse werden so- 
mit genauer, außerdem auch 
strukturiert und mit Schlag- 
zeilen und Teasern verse- 
hen. 
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U|ETRICH  AUSTERMANN: 

Struck missachtet 
Parlament 

^Ur Pressekonferenz des 
Bundesverteidigungsminis- 
ters erklärte der Hauptbe- 
""»chterstatter für den Ver- 
teidigungsetat im Haus- 
"altsausschuss: 

Der Verteidigungsminis- 
ter nimmt offensichtlich das 
Parlament nicht ernst und hat 
sein Haus nicht im Griff. 
Wenn er jetzt ankündigt, dass 
angesichts des knappen Bun- 
deswehrhaushaltes „alle Fi- 
nanzposten des Militärs auf 
den Prüfstand" sollen, dann 
Verspricht er damit sei- 
nen eigenen Äußerungen im 
Bundestag zu den Haushalts- 

keratungen. Sein Ministe- 
rium hat den Einzelplan 14 
Verteidigung) des Haushal- 
ts im August an das Parla- 
ment gesandt. Nach der 1. 
Lesung am 9.9.2003 erhiel- 
en die Berichterstatter für 

Gen Verteidigungsetat, der 
^n ihnen am 26.9.2003 
traten werden soll, eine 
"^achschiebeliste" mit Än- 

derungen im Volumen von 
rund 90 Mio. €, davon 50 
Mio. € Mehrausgaben für 
den Eurofighter, der nach 
Strucks Angaben völlig im 
Plan läuft. 

Jetzt wird eine Sparrunde 
angekündigt, die zweite nach 
den Bemühungen des Ge- 
neralinspekteurs zu Beginn 
des Jahres, die noch nicht ein- 
mal umgesetzt sind. Es ist 
nicht akzeptabel, dass wäh- 
rend der Beratungen prak- 
tisch ein zweiter Haushalts- 
entwurf vorgelegt wird, der 
alle Bemühungen, zu nach- 
vollziehbaren Entscheidun- 
gen zu kommen, kaputt 
macht. Struck wird genauso 
wie sein Vorgänger mit ei- 
nem Etat scheitern, der einer- 
seits durch immer neue Ver- 
sprechungen gegenüber dem 
Ausland, anderseits durch 
ständige Kürzungen des Fi- 
nanzministers geprägt ist. 

Kaum nachvollziehbar 
sind auch die Aussagen zum 
neuen Jagdflugzeug. Die 
Union steht hinter der Be- 
schaffung und hinter der be- 
teiligten Industrie. Auch des- 
halb nimmt sie die drastische 
Kritik des Rechnungshofes 
und der Typenbegleitmann- 
schaft ernst. Das Projekt 
droht aus dem Ruder zu lau- 
fen. Die Tatsache, dass das 
Management nicht beim 
BWB sondern beim BMVg 
liegt, hat sich nicht positiv 
ausgewirkt.   Die   Entwick- 

lung liegt zwei Jahre zurück, 
die Beschaffung um minde- 
stens ein Jahr. Die Kosten es- 
kalieren. Da hilft Schönre- 
den nichts. Vor der Vergabe 
des zweiten Loses muss eine 
schonungslose Zwischenbi- 
lanz des Vier-Nationen-Vor- 
habens gezogen werden. 
Dazu gehört auch die Be- 
richterstattung gegenüber 
dem Parlament über den Ver- 
fahrensstand, die seit zwei 
Jahren überfällig ist. 

ARNOLD   VAATZ : 

Bundesregierung 
nutzt ihre Mög- 
lichkeiten nicht 

Zum Jahresbericht zur 
Deutschen Einheit erklärte 
der stellvertretende Frak- 
tionsvorsitzende und Spre- 
cher der Abgeordneten der 
neuen Bundesländer: 

Die Zahlen für Ost- 
deutschland sind katastro- 
phaler denn je. Die Arbeitslo- 
sigkeit hat sich auf dem dop- 
pelten Niveau Westdeutsch- 
lands verstetigt. Die Abwan- 
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derung hat nicht abgenom- 
men, sondern zugenommen. 
Die Firmeninsolvenzen neh- 
men zu, inzwischen kommen 
sogar Insolvenzen von Fami- 
lien hinzu. Zwangsversteige- 
rungen häufen sich. Die Men- 
schen in Ostdeutschland wis- 
sen, dass es mit der Anglei- 
chung langsam gehen wird. 
Dass die Tendenz aber nach 
unten zeigt, ist nicht hinzu- 
nehmen. Die Bundesregie- 
rung hat es nicht geschafft, 
die Generaltendenz umzu- 
kehren, dass sich der Ab- 
stand zwischen Ost und West 
weiter vergrößert. 

Die bisher vorgeschla- 
genen „Konzepte" der Bun- 
desregierung haben sich 
mittlerweile als Luftblasen 
entpuppt: Es ging los mit den 
Bündnissen für Arbeit (die 
nichts wurden), dann kam 
das Job-AQTI V-Gesetz (das 
auch nichts wurde), danach 
kam die Idee für das Pro- 
gramm „Kapital für Arbeit" 
(ein Flop). Jetzt haben wir die 
Personal-Service-Agenturen, 
die im Grunde Menschen 
zwischen nicht vorhandenen 
Arbeitsplätzen hin und her 
vermitteln sollen. Alles in al- 
lem sind das „Konzepte", die 
ganz offensichtlich in Ost- 
deutschland nicht funktio- 
nieren konnten. Deshalb sind 
auch die „Konzepte" im 
neuen Bericht mit allergröß- 
ter Vorsicht zu behandeln. 
Die   Bundesregierung   hat 

sich damit abgefunden, dass 
die Arbeitslosigkeit im Osten 
doppelt so hoch ist wie im 
Westen. Das Mindestlohn- 
gesetz der Bundesregierung 
wird die Arbeitslosigkeit im 
Baubereich weiter erhöhen, 
weil Mindestlöhne festge- 
legt werden sollen, die viele 
kleine ostdeutsche Unter- 
nehmer nicht zahlen kön- 
nen. Nach Auffassung des 
Spitzenverbandes sind damit 
weitere 50 000 Arbeitsplätze 
in Gefahr. Dabei gibt es 
durchaus Situationen, die 
man politisch nutzen könnte, 
weil damit eine enorme Auf- 
bruchstimmung verbunden 
wäre: 

Im Frühjahr dieses Jahres 
hat die Stadt Leipzig den Zu- 
schlag als deutsche Bewer- 
berstadt für die Olympischen 
Spiele 2012 erhalten. Ver- 
gleicht man aber die Akti- 
vitäten der Bundesregierung 
mit den Aktivitäten der Her- 
ren Chirac, Blair und Aznar, 
die viel zur Unterstützung ih- 
rer jeweiligen Bewerber- 
städte tun, muss man feststel- 
len, dass die Bundesregie- 
rung im Grunde nichts 
macht. Im Haushalt sind kei- 
ne Mittel vorgesehen und der 
Bundes Verkehrs wegeplan 
sieht keine Infrastrukturmaß- 
nahmen vor, um Leipzig ei- 
nen Vorzug zu verschaffen. 

Auch der 50. Jahrestag 
des 17. Juni ist verstrichen, 
ohne dass die Bundesregie- 

rung ein Zeichen in Rich- 
tung Ostdeutschland gege- 
ben hätte. So wurde der Ge- 
setzentwurf der Union nicht 
aufgegriffen, mit dem den 
Opfern eine Entschädigung 
für die in der SED-Diktatur 
erlittene Unbill zuteil werden 
sollte. 

Mittlerweile fühlen sich 
die Menschen bei uns im 
Osten auf den Arm und von 
dieser Regierung in keiner 
Weise mehr ernst genommen- 

KATHERINA   REICHE 

MICHAEL  KRETSCH MER: 

Forschungsland- 
schaft Ost - Rot- 
Grün ohne Konzept 

Zur vorgelegten Zwischen- 
bilanz zum Aufbau Ost er- 
klärten die forschungs- 
und bildungspolitische 
Sprecherin und der zustän- 

dige Berichterstatter: 
Unter Rot-Grün kommt 

der Osten nicht voran: Nur 
vier Prozent des deutschen 
Exports an forschungs- und 
entwicklungsintensiven Wa- 
ren kommen aus den neuen 
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Ländern. Die Initiativen der 
Bundesregierung zur Förde- 
rung der Forschungsland- 
schaft Ost sind mit zu hohem 
bürokratischem Aufwand 
verbunden und laufen zu oft 
lr»s Leere. 

Rot-Grün investiert zu 
Wenig in den Forschungs- 
standort Ostdeutschland: 
Vonden 1,6 Mrd. Euro, die 
"i den nächsten zehn Jahren 
bundesweit in Großfor- 
schungsgeräte fließen, wer- 
den von der Bundesregie- 
rung nur 12,25 Millionen 
fc-uro in die neuen Bundes- 
'änder investiert. Mit der 
Absage an einen deutschen 
Standort für die Kernfusi- 
onsanlage ITER wurde die 
Chance für eine Ansiedlung 
ln den neuen Bundesländern 
Erspielt. Die Bundesregie- 
rung vernachlässigt For- 
schung und Wissenschaft in 
den neuen Ländern. Das be- 
le§t der schleichende Rück- 
2ug der Bundesregierung 
aus der „Gemeinschaftsauf- 
gabe Hochschulbau" und 
dle Absicht, die Leibnizin- 
stitute aus der Bundesförde- 
rung zu entlassen. 

Die Bundesregierung ist 
aufgefordert, umgehend in- 
n°vationsfreundliche Rah- 
!?er)bedingungen für junge 

echnologieunternehmen zu 
Raffen. Zur Sicherung der 

ruhphasen- und Anschluss- 
'Uanzierung  brauchen wir 

Ua       • 
"•   einen   neuen   Beteili- 

gungskapitalfonds sowie 
bessere steuerliche Anreize 
für Business Angels und für 
Mitarbeiterbeteiligungen. 
Im Herbst werden CDU/ 
CSU mit einem Antrag ein ei- 
genes Konzept zur Stärkung 
der Forschungslandschaft 
Ost vorlegen. 

DAGMAR   WöHRL: 

Bundesregierung 
verhindert Kon- 
junkturerholung 

Zur Konjunktureinschät- 
zung des Zentrums für Eu- 
ropäische Wirtschaftsfor- 
schung (ZEW) erklärte die 
wirtschaftspolitische 
Fraktionssprecherin: 

Nach der Analyse des 
ZEW ist die gegenwärtige 
Lage in Deutschland weiter 
sehr negativ. Die Konjunktur 
in Deutschland wird nicht 
richtig anspringen, wenn die 
Bundesregierung ein Des- 
aster nach dem anderen zu 
verantworten hat: Dosen- 
pfand, LKW-Maut, Ausbil- 

dungsplatzabgabe, Reform 
der Kraftfahrzeugsteuer. 

Auch die Diskussion um 
neue Steuererhöhungen, wie 
die komplette Besteuerung 
privater Veräußerungsge- 
winne bei Immobilien und 
Wertpapieren, eine höhere 
Erbschaftssteuer und eine 
Mindestbesteuerung bei Un- 
ternehmen, verhindert jegli- 
che Aufbruchstimmung. 

Deutschland braucht kei- 
ne neuen Steuern. Deutsch- 
land braucht endlich eine 
durchdachte und umfas- 
sende Steuer- und Abgaben- 
reform für mehr Transparenz 
und weniger Belastung, die 
den gesamten Mittelstand 
und alle Bürger erreicht. 

Niemand weiß mehr, auf 
welche Aussagen aus dem 
Regierungslager noch Ver- 
lass ist. Deutschland wäre 
schon viel geholfen, wenn 
der Bundeswirtschaftsmi- 
nister endlich für eine verläs- 
sliche Politik für den Wirt- 
schaftsstandort Deutschland 
sorgen würde. Wir brauchen 
wieder Zuversicht, leider 
sorgt die Bundesregierung 
aber nur für Chaotik. 

Nurdurcheinen schlüssi- 
gen Wirtschaftskurs kann 
das Vertrauen der Unterneh- 
mer wieder gewonnen wer- 
den. Nur wenn Zuversicht in 
den Betrieben herrscht, wer- 
den Investitionen vorge- 
nommen und neue Jobs ge- 
schaffen. 
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Stmuutfrel jüx Owvn((iH9nkt(oneH 

Papierfähnchen 
„CDU und Deutschland" 
Papierfähnchen mit 2 verschiedenen 
Seiten 

Bestell-Nummer: 9426 
Preis je 1.000 Stück: 53,00 € 
inkl. MwSt.: 61,48 € 

Einkaufswagen-Chip 

Bestell-Nummer: 9070 
Preis je 100 Stück: 25,00 € 
inkl. MwSt.: 29,00 € 

Streichhölzer 

Bestell-Nummer: 9831 
Preis je 100 Stück: 7,00 € 
inkl. MwSt.: 8,12 € 

Seifenblasenspender 
36 in einer Box 

Bestell-Nummer: 9892 
Preis je Box: 11,00 € 
inkl. MwSt.: 12,76 € 

Bleistift 

Bestell-Nummer: 9036 
Preis je 100 Stück: 10,00 € 
inkl. MwSt.: 11,60 € 

Pin „CDU" 

Bestell-Nummer: 9875 
Preis je 100 Stück: 20,00 € 
inkl. MwSt.: 23,20 € 

Gummibärchen 
100 Minibeutel in einer 
Runddose. 

Bestell-Nummer: 9547 
Preis je 100 Stück: 10,00 € 
inkl. MwSt.: 11,60 € 

BESTELLANSCHRIFT 

arvato logistics service* 
Bertelsmann-Versandzentr"1" 

Postfach 1162,33759 VersnW 
Telefax 05241-8041892 

e-mail: 
cdu-shop@bertelsmann.de 
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Wevte AktfoMfvmterfolieM 

Kalenderkarte: 
„Steuer- und Abgabenlast" 
ca. Scheckkartenformat aus Kunst- 
stoff 

Bestell-Nummer: 9084 
Preis je 100 Stück: 10,00 € 
inkl. MwSt.: 11,60 € 

ab 26.09.03 bestellbar 

Die — VIPIUS 

für mehr Wachstum 
und Arbeit 

T^m 

Aktionszeitung: „5 Jahre Rot-Grün' 
Die größten Flops von Rot-Grün/ 
Die Konzepte der CDU 

Bestell-Nummer: 1013 
Preis je 250 Stück: 16,00 € 
inkl. MwSt.: 17,20 € 

(Jeder Kreisverband hat 500 Exemplare 
kostenlos erhalten) 

Folder: „10 Punkte PLUS" 
10 Kernpunkte der CDU für mehr 
Wachstum und Arbeit 

Bestell-Nummer: 2085 
Preis je 100 Stück: 10,00 € 
inkl. MwSt.: 10,70 € 

Notizheft: 
„Was hat Rot-Grün gebracht?* 
auf 36 Seiten Fakten zu rot-grüner 
Misswirtschaft und Leerseiten für 
eigene Notizen 

Bestell-Nummer: 5086 
Preis je 20 Stück: 12,00 € 
inkl. MwSt.: 13,92 € 

Überlegen Sie mal kurz, was Ihnen 
Rot-Grün In 5 Janren gebracht hat 

CDU[ 

UID 29/2003-15 



UD 
Union   Betriebs   GmbH 
Postfach   1190 
53348   Rhein bach 
PVSt,   Deutsche   Post  AG 
Entgelt   bezahlt. 

Die neuen Wandzeitungen 

„Es gibt keine Volkswirtschaft, die so viel Geld 
gegen die Arbeitslosigkeit einsetzt wie wir. 
Und keine ist so erfolglos wie wir." 

(Wirtschaftsminister Wolfgang Clement, SPD      5   **" . (Wirtschaftsminister Wolfgang Clement, SPD 
18. August 2003) Rot-Grun 

Das sind die aktuellen Wandzeitungen der CDU-Bundesge- 
schäftsstellefür Ihren Schaukasten oder Infostand. Alle Jah- 
resabonnenten erhalten beide Wandzeitungsmotive. 


